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Einleitung 

In kaum einem Rechtsgebiet liegen Anspruch und Wirklichkeit so weit auseinan-
der wie im Datenschutzrecht. Ungeachtet aller gesetzlichen Regelungen und 
rechtspolitischen Plädoyers im Sinne eines starken und effektiven Datenschutzes 
ist die datenschutzrechtliche Realität weitgehend noch immer von einer fakti-
schen Freiheit der Datenverarbeitung geprägt. Dies gilt nicht nur für den staatli-
chen Bereich, wo Sicherheits- und Vollzugsinteressen den Datenhunger und Da-
tenzugriff staatlicher Stellen immer weiter anwachsen lassen. Auch im Bereich 
privater Datenverarbeitung - Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit - nimmt 
die Datenverarbeitung mit den Möglichkeiten moderner Datenverarbeitungssys-
teme und dem kommerziellen Wert personenbezogener Daten stetig zu. Das 
wirtschaftliche Potential privater Datenverarbeitung ist groß, egal ob es um den 
Handel mit personenbezogenen Daten, um individualisiertes Marketing auf der 
Grundlage von Konsum- und Interessenprofilen oder um das Ris iko-Scoring von 
Verbrauchern im alltäglichen Wirtschaftsverkehr geht. Zwar unterfällt die Daten-
verarbeitung durch private Stellen dem umfassenden Regelungsanspruch des 
Bundesdatenschutzgesetzes und der sektorspezifischen Datenschutzgesetze. Tat-
sächlich verläuft die Datenverarbeitung durch private Stellen jedoch weitgehend 
unkontrolliert . Die Flut an immer mehr und immer noch differenzierteren Rege-
lungen für nahezu jeden Spezialbereich hat das Datenschutzrecht zu einer überre-
gulierten, zersplitterten und unzugänglichen Spezialmaterie werden lassen. D i e 
Konsequenz ist ein Vollzugsdefizit datenschutzrechtlicher Regelungen, welches 
den einzelnen Betroffenen gegenüber den Informationsbegehrlichkeiten der da-
tenverarbeitenden Stellen oftmals schutzlos zurücklässt. 

Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit ist die Uberzeugung, dass dem Voll-
zugsdefizit im Datenschutzrecht durch ein Weniger an Regulierung und durch ei-
ne Stärkung individueller Selbstbestimmung zu begegnen ist. Die Arbeit nimmt 
damit eine der Grundideen für ein modernes Datenschutzrecht auf und versucht, 
dieser Idee für den Bereich privater Datenverarbeitung eine konkrete F o r m zu ge-
ben. Ziel ist die Entwicklung eines praktikablen und effektiven privatrechtlichen 
Datenschutzmodells . Bislang stehen sich die Rechtsgebiete des Datenschutz-
rechts und Zivilrechts weitgehend beziehungslos gegenüber. Das datenschutz-
rechtliche Leitbild ist bis zum heutigen Tag durch das Volkszählungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts geprägt, in welchem das Gericht das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung zur „elementaren Funktionsbedingung eines auf 



2 Einleitung 

Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger begründeten freiheitlichen 
demokratischen Gemeinwesens" erhoben hat.1 Entsprechend wird dem Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung in der datenschutzrechtlichen Diskussion 
eine demokratische und kommunikative Bedeutung zugesprochen, mit der sich 
ein zivilrechtliches Denken in den Kategorien subjektiver Herrschafts- und An-
spruchsrechte scheinbar nur schwer in Einklang bringen lässt. Gleichwohl ist eine 
zivilrechtliche Durchdringung des Datenschutzrechts überfällig. Personenbezo-
gene Daten entwickeln sich immer mehr zu einem wirtschaftlichen Gut und das 
Datenschutzrecht k o m m t nicht umhin, diesem Bedeutungswandel Rechnung zu 
tragen. Es geht beim Datenschutz zwar auch, aber eben nicht nur um bürgerliche 
Kommunikat ions- und Partizipationsfähigkeit, sondern ebenso um die Austarie-
rung wirtschaftlicher Interessen im Rahmen einer Privatrechtsordnung. 

Das Ziel, die Entwicklung eines privatrechtlichen Datenschutzregimes, gibt 
zugleich auch den grundsätzlichen Aufbau der folgenden Ausführungen vor. Die 
erste Frage, die sich notwendigerweise stellt, ist die nach der Einheitl ichkeit oder 
Zweigeteiltheit des Datenschutzrechts. Gibt es überhaupt so etwas wie einen ei-
genständigen zivilrechtlichen Datenschutz oder gilt vielmehr, dass informationel-
le Selbstbestimmung nur als einheitliche gewährleistet werden kann? Ist eine Di f -
ferenzierung nach öffentl ich-rechtlichem und privatrechtlichem Datenschutz 
realitätsfremd oder gibt es stichhaltige Gründe für eine solche Unterscheidung? 
D e r erste Teil der Arbeit zeigt, dass es solche stichhaltigen Gründe gibt und dass 
es daher entgegen einer weit verbreiteten Uberzeugung im Datenschutzrecht 
sachgerecht ist, von einem eigenständigen privatrechtlichen Regelungsansatz aus-
zugehen. Dieser privatrechtliche Regelungsansatz zeichnet sich vor allem da-
durch aus, dass er die Auflösung des Konfl ikts zwischen Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit dem privatautonomen Interessenausgleich zwischen den Beteilig-
ten überantwortet . Im zweiten Teil der Arbeit wird dargelegt, warum eine solche 
Überantwortung an die Beteiligten gegenüber einem regulatorischen Ansatz vor-
zugswürdig ist und wie sichergestellt werden kann, dass die privatautonome Aus-
übung informationeller Selbstbestimmung durch den einzelnen Betroffenen 
trotz bestehender Macht- und Informationsungleichgewichte keine bloße Fikt i -
on bleibt. A m Beispiel des Credit Report ing und anderer zentraler Bereiche pri-
vater Datenverarbeitung wird gezeigt, dass die gegenwärtigen datenschutzrecht-
lichen Defizite nicht darauf zurückzuführen sind, dass der Einzelne sein informa-
tionelles Selbstbestimmungsrecht nicht privatautonom ausüben kann, sondern 
darauf, dass diesem überhaupt kein echtes Selbstbestimmungsrecht hinsichtlich 
der Verarbeitung „seiner" Daten zugestanden wird. In einem dritten und letzten 
Teil geht es schließlich um die konkrete Ausgestaltung informationeller Selbstbe-
stimmung im Datenschutzrecht . Ausgangspunkt ist die Einordnung des informa-
tionellen Selbstbestimmungsrechts als ein Recht an den eigenen Daten, das als 

1 BVer fGE 65, 1 (43) - Volkszählung. 
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Persönlichkeitsrecht sowohl ideelle als auch Vermögenswerte Interessen umfasst. 
Drei Formen einer Ausübung dieses Rechts an den eigenen Daten kommen 
grundsätzlich in Betracht: die einseitige Einwilligung im herkömmlichen daten-
schutzrechtlichen Sinne, die schuldvertragliche Einwilligung und die Einräu-
mung von Datennutzungsrechten an Dritte. Für alle drei Formen der Ausübung 
informationeller Selbstbestimmung werden die näheren rechtlichen Rahmenbe-
dingungen zu klären sein.2 

2 Ausgeklammert bleiben in dieser Arbeit - neben dem Datenschutz gegenüber staatlichen 
Stellen - der Arbei tnehmerdatenschutz und der Bereich Datenschutz und Medien. Für den Ar-
beitnehmerdatenschutz wird aus guten Gründen seit langem eine bereichsspezifische Regelung 
gefordert, die dem besonderen Abhängigkeits- und Näheverhältnis zwischen Arbei tnehmer und 
Arbeitgeber Rechnung trägt (BfD, 20. TB (2003-2004), S. 118f.; Gola/Wronka, Arbei tnehmerda-
tenschutz, S. 6ff.). Was den Datenschutz im Medienbereich angeht, ist dieser schon bisher weit-
gehend vom Anwendungsbereich des Datenschutzrechts ausgenommen, um der verfassungs-
rechtlich verankerten Pressefreiheit angemessen Rechnung tragen zu können (sog. Medienprivi-

leg). 





Erster Teil 

Zweigeteilter Datenschutz - die Differenzierung nach 
staatlicher und privater Datenverarbeitung 

Eine der Grundfragen jedes datenschutzrechtlichen Regelungsmodells geht da-
hin, ob für den öffentlichen und den nicht-öffentl ichen Bereich einheitliche Da-
tenschutzregelungen gelten sollen oder ob nach staatlichen und nicht-staatlichen 
Datenverarbeitern zu differenzieren ist. In der Entscheidung für ein einheitliches 
oder ein zweigeteiltes Datenschutzrecht bündeln sich eine Vielzahl datenschutz-
rechtlicher Uberzeugungen und Vorgaben. Die Tendenz zur Vereinheitlichung 
datenschutzrechtlicher Regelungen im deutschen Datenschutzrecht fußt auf der 
Uberzeugung, dass unter den Bedingungen moderner Datenverarbeitung eine 
Differenzierung nach den Gefahren staatlicher und privater Datenverarbeitung 
nicht mehr sachgerecht ist. Die informationelle Selbstbestimmung des Einzelnen 
wird nicht mehr nur durch den „Großen Bruder" Staat, sondern auch durch die 
Privatwirtschaft gefährdet. Ein einheitliches Datenschutzrecht soll entsprechend 
gewährleisten, dass den Gefährdungen auch in beiden Bereichen gleich wirksam 
begegnet wird. Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung dient 
nicht nur als ein Abwehrrecht gegenüber staatlicher Datenverarbeitung, sondern 
begründet auch eine Pflicht des Staates, den Einzelnen vor den Gefahren privater 
Datenverarbeitung zu schützen. Datenschutzrechtl iche Vorgaben für die staatli-
che Datenverarbeitung, wie sie insbesondere im Volkszählungsurteil vom Bun-
desverfassungsgericht entwickelt worden sind, sollen daher ebenso auch für pri-
vate Datenverarbeiter gelten. 

Ausgangspunkt der Entscheidung für ein zweigeteiltes Datenschutzrecht ist 
demgegenüber die Uberzeugung, dass zwischen staatlicher und privater Daten-
verarbeitung grundsätzliche Unterschiede bestehen, die sich auch in unterschied-
lichen rechtlichen Rahmenbedingungen niederschlagen müssen. Besonders aus-
geprägt ist diese Sichtweise im amerikanischen Datenschutzrecht , dessen Zwei-
teilung die logische Konsequenz einer Fokussierung auf die Gefahren staatlicher 
Datenverarbeitung ist. Die Gefahren privater Datenverarbeitung werden demge-
genüber als wesentlich geringer eingestuft und geben nur Anlass zu einem punk-
tuellen, sektorspezifischen Vorgehen des Datenschutzgesetzgebers in Reaktion 
auf aktuelle und offensichtliche Datenschutzdefizite. Grundsätzlich impliziert 
ein zweigeteilter datenschutzrechtlicher Ansatz eine unterschiedliche Interessen-
und Gefährdungslage im Bereich staatlicher und privater Datenverarbeitung und 
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lässt damit auch Raum für eine differenzierende Betrachtung und Abwägung der 
jeweils betroffenen Interessen. 



A. Der Fokus des amerikanischen Rechts auf die 
staatliche Datenverarbeitung 

Für die Krit iker eines zweigetei l ten Datenschutzes liefert der datenschutzrechtl i -

che Status quo in den USA ein warnendes Beispiel dafür, zu welchen Missständen 

der Verzicht auf ein einheitl iches und umfassendes datenschutzrechtl iches Rege-

lungsregime führen kann. Datenschutz ist in den U S A bis heute in erster Linie ein 

Schutz gegenüber der Datenverarbeitung durch staatliche Behörden. Ein umfas-

sendes Recht auf informationel le Selbstbest immung hat im amerikanischen Recht 

bisher nur für die staatliche Datenverarbeitung al lgemeine Anerkennung gefun-

den. Der Schutz des Einzelnen vor einer Verarbeitung seiner personenbezogenen 

Daten durch den privaten Sektor beschränkt sich hingegen auf die Statuierung ei-

nes informationel len Selbstbest immungsrechts durch verschiedene sektorspezif i -

sche Datenschutzregelungen mit jewei ls begrenztem Anwendungsbere ich und 

unterschiedl ichem Schutzniveau. Einer generellen Einschränkung bei der Daten-

verarbeitung unterl iegt der private Sektor hingegen nicht. 

Es griffe zu kurz, die wei tgehende Freiheit der Datenverarbeitung im nicht-

staatlichen Bereich allein auf eine mangelnde datenschutzrechtl iche Sensibilität 

des amerikanischen Gesetzgebers zurückzuführen . Im Gegenteil nahmen die 

U S A in der Diskussion um die Herausforderungen moderner Datenverarbeitung 

zunächst sogar eine Vorreiterrolle ein.1 Während in Deutschland die Bürger bis in 

die 70er Jahre hinein die Pläne zu Verwal tungsautomat ion und Personenkennzei-

chen noch wie selbstverständlich hinnahmen,2 wurden in den U S A bereits Mitte 

der 60er Jahre die Gefahren der modernen Datenverarbeitung intensiv und lei-

denschaftl ich diskutiert .3 Die Konsequenz dieser Debatten war nicht nur die Ab-

standnahme der Regierung von ihren Plänen zur Errichtung eines Nat ionalen 

Datenzentrums, sondern auch zwei Datenschutzgesetze, deren Erlass zeitl ich 

noch vor den Erlass des Bundesdatenschutzgesetzes fiel : der Fair Credi t Repor-

ting Act aus dem Jahr 1970 und der Federal Pr ivacy Act aus dem Jahr 1974. Wenn 

es trotz dieser vergleichsweise weit zurückre ichenden datenschutzrechtl ichen 

Tradit ion bis zum heutigen Tag g le ichwohl nicht zur Verabschiedung eines ein-

1 Bull, Datenschutz, S. 73 ff. 
2 Dammann/Karbausen/Miiller/Steinmiiller, Datenbanken und Datenschutz, S. i (Vorwort). 
3 Bull, a.a.O.; Büllesbach/Garstka, CR 2005, 720. Für die amerikanische Diskussion siehe 

Packard, The Naked Society (1964); Westin, Privacy and Freedom (1967); Miller, The Assault on 
Privacy (1971). 
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h e i t l i c h e n u n d u m f a s s e n d e n D a t e n s c h u t z g e s e t z e s f ü r d e n s t a a t l i c h e n u n d n i c h t -

s t a a t l i c h e n B e r e i c h g e k o m m e n ist , s te l l t s i ch die F r a g e n a c h d e n h i e r f ü r m a ß g e b l i -

c h e n G r ü n d e n . 

I . D e r S c h u t z d e r i n f o r m a t i o n e l l e n S e l b s t b e s t i m m u n g d u r c h V e r f a s s u n g 

u n d a l l g e m e i n e D a t e n s c h u t z g e s e t z e 

1. Verfassungsrecht 

D i e a m e r i k a n i s c h e B u n d e s v e r f a s s u n g e n t h ä l t k e i n G r u n d r e c h t , das e x p l i z i t e in 

R e c h t a u f „ i n f o r m a t i o n p r i v a c y " o d e r a l l g e m e i n e r a u f „ p r i v a c y " u m f a s s t . 4 N a c h 

d e r R e c h t s p r e c h u n g des U . S . S u p r e m e C o u r t lässt s i ch j e d o c h aus d e m G r u n d -

r e c h t s k a t a l o g d e r B i l l o f R i g h t s 5 u n d aus d e r d u e p r o c e s s c l a u s e des 14 . A m e n d -

m e n t 6 z u m i n d e s t f ü r b e s t i m m t e B e r e i c h e e in R e c h t d e s E i n z e l n e n a u f S c h u t z s e i -

n e r P r i v a t s p h ä r e g e g e n ü b e r s t a a t l i c h e n E i n g r i f f e n h e r l e i t e n . 7 Z u d e n A u s p r ä g u n -

gen e ines v o n d e r V e r f a s s u n g g e s c h ü t z t e n R i g h t o f P r i v a c y z ä h l e n d a n a c h v o r 

a l l e m d e r S c h u t z v o r s t a a t l i c h e r B e e i n t r ä c h t i g u n g b e i h ö c h s t p e r s ö n l i c h e n E n t -

s c h e i d u n g e n i m B e r e i c h d e r E h e u n d F a m i l i e 8 s o w i e d e r S c h u t z v o r s t a a t l i c h e r 

Ü b e r w a c h u n g in B e r e i c h e n , in d e n e n d e r E i n z e l n e „ v e r n ü n f t i g e r w e i s e P r i v a t h e i t 

e r w a r t e n k a n n " . 9 U n k l a r ist , o b d e r S u p r e m e C o u r t d a r ü b e r h i n a u s a u c h d e n 

A s p e k t d e r i n f o r m a t i o n p r i v a c y v o m g r u n d r e c h t l i c h g e s c h ü t z t e n B e r e i c h d e r P r i -

4 „Information privacy" - das amerikanische Gegenstück zum deutschen Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung - ist ein Unterfall des allgemeineren Rechts auf „privacy". Das Recht 
auf privacy umfasst im Wesentlichen die Schutzbereiche, aus denen sich auch das deutsche Per-
sönhchkeitsrecht zusammensetzt. Die verschiedenen Interessen, die vom „catch-all term priva-
cy" erfasst werden sollen, sind weit gestreut: Freiheit der Gedanken, Entscheidungsfreiheit hin-
sichtlich des eigenen Körpers, Abgeschiedenheit im privaten Heim, informationelle Selbstbe-
stimmung, Schutz vor Überwachung, Schutz der Ehre und Schutz vor Verhör und Durchsu-
chung; vergleiche Reidenberg, 80 Iowa L. Rev. 497 ,498 (1995); W o w , 90 Cal. L. Rev. 1087, 1088 
(2002). 

5 Der Grundrechtskatalog der Bill of Rights setzt sich aus den ersten zehn Amendments (Zu-
satzartikeln) zusammen, die im Jahre 1791 in Ergänzung zum ursprünglichen Verfassungstext 
von 1787 in Kraft getreten sind. 

6 Das due process-Gebot des 14. Zusatzartikels zur amerikanischen Verfassung bestimmt: No 
State shall „deprive any person of life, liberty, or property, without due process of law". 

7 Siehe Roe v. Wade, 410 U.S. 113, 152 (1973) („The Constitution does not explicitly mention 
any right of privacy. In a line of decisions, however,. . . the Court has recognized that a right of 
personal privacy, or a guarantee of certain areas or zones of privacy, does exist under the Consti-
tution."); ebenso Paul v. Davis, 424 U.S. 693, 712f. (1976). 

8 Siehe Paul v. Davis, 424 U.S. 693 ,713 (1976): „And our other „right of privacy" cases, while 
defying categorical description, deal generally with substantive aspects of the Fourteenth 
Amendment. . . - matters relating to marriage, procreation, contraception, family relationships, 
and child rearing and education. In these areas, it has been held that there are limitations on the 
States' power to substantively regulate the conduct"; siehe auch Griswold v. Connecticut, 381 
U.S. 479 (1965); Whalen v. Roe, 429 U.S. 589 (1977). 

9 Katzv. United States, 389 U.S. 347,350ff . (1967): „constitutionally protected reasonable ex-
pectation of privacy". 
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vatsphäre erfasst s ieht . 1 0 Z w a r erklärt das G e r i c h t in Whalen v. Roe, dass „priva-
c y " zwei unterschiedl iche Ar ten von Interessen umfasse und zählt dazu neben 
dem Interesse, wicht ige Entsche idungen frei v o n Beeinträcht igung treffen zu 
k ö n n e n , auch das Interesse, die O f f e n l e g u n g persönl icher Angelegenhei ten zu 
verhindern. 1 1 D a s G e r i c h t beschränkt sich im E r g e b n i s aber auf die vage gehalte-
ne Festste l lung, dass ein mit diesem Interesse korrespondierendes R e c h t des 
E i n z e l n e n auf Schutz seiner persönl ichen D a t e n „ w o h l " seine Wurze ln in der Ver-
fassung habe, und sieht mangels Entsche idungserhebl i chke i t von einer abschlie-
ßenden Klärung dieser Frage ab. 1 2 N i c h t s d e s t o t r o t z geht die M e h r z a h l der U n t e r -
gerichte aufgrund der Entsche idung Wbalen v. Roe davon aus, dass ein S c h u t z der 
Vertraul ichkei t p e r s o n e n b e z o g e n e r D a t e n verfassungsrechtl ich gewährleistet 
ist . 1 3 

I m U n t e r s c h i e d zur Bundesverfassung ist in einigen Landesverfassungen ein 
R i g h t o f Pr ivacy ausdrückl ich verankert . 1 4 D i e prakt ische Bedeutung dieser B e -
s t i m m u n g e n ist bisher j e d o c h gering gebl ieben. 1 5 Sie waren bislang nur selten G e -
genstand der R e c h t s p r e c h u n g und über den genauen U m f a n g ihres S c h u t z b e -
reichs herrscht größtentei ls U n k l a r h e i t . 1 6 Z u d e m gewähren die meisten der L a n -
desverfassungen ebenso wie die Bundesverfassung nur gegenüber staatl ichen 
Stellen ein A b w e h r r e c h t , n icht aber gegenüber H a n d l u n g e n Privater. 1 7 N o c h im-
mer gilt im amerikanischen R e c h t die v o m Supreme C o u r t in den Civil Rights C a -
ses entwickel te D o k t r i n der state act ion, w o n a c h die Verfassung nur v o r den E i n -
griffen staatl icher Inst i tut ionen Schutz gewährt . 1 8 Private hingegen sollen in ih-
rem T u n und Handeln wei tgehend frei sein, ihre A u t o n o m i e soll nicht durch ver-

10 Skeptisch Louis, Datenschutz und Informationsrecht in den USA, S. 11. 
11 429 U.S. 589,598ff. (1977): „The cases sometimes characterized as protecting .privacy' have 

in fact involved at least two different kinds of interests. One is the individual interest in avoiding 
disclosure of personal matters, and another is the interest in independence in making certain 
kinds of important decisions." 

12 A.a.O., 605f. 
13 Siehe etwa United States v. Westinghouse Electric Corp., 618 F. 2d 570,577ff. (3d Cir. 1980); 

Plante v. Gonzalez, 575 F. 2d 1119, 1132, 1134 (5th Cir. 1978); Barry v. City of New York, 712 F. 
2d 1554, 1559 (2d Cir. 1983); Hawaii Psychiatric Soc'y Dist. Branch v. Ariyoshi, 481 F. Supp. 1028, 
1043 (D. Hawaii 1979); McKenna v. Fargo, 451 F. Supp. 1355, 1381 (D.N.J. 1978); anderer An-
sicht J. P. v. DeSanti, 653 F. 2d 1080 (6th Cir. 1981). 

14 Zehn Bundesstaaten haben in ihre Landesverfassungen ein Right of Privacy ausdrücklich 
aufgenommen: Alaska (Art. I, §22), Arizona (Art. II, §8), Florida (Art. I, §23), Hawaii (Art. I, 
§§ 6f.), Illinois (Art. I, § 6), Kalifornien (Art. I, § 1), Louisiana (Art. I, § 5), Montana (Art. II, § 10), 
South Carolina (Art. I, § 10) und Washington (Art. I, §7). 

15 Cate, Privacy, S. 66. 
16 Lin, 17 Berkeley Tech.L.J. 1085, 1131 (2002). 
17 Vergleiche Reidenberg, 80 Iowa L. Rev. 497, 502 (1995); Lm, 17 Berkeley Tech.L.J. 1085, 

1131 ff. (2002). 
18 Siehe Tribe, Constitutional Law, S. 1688: „Nearly all of the Constitution's ... guarantees of 

individual rights shield individuals only from government action. Accordingly, when litigants 
claim the protection of such guarantees, courts must first determine whether it is indeed govern-
ment action - state or federal - that the litigants are challenging." 
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fassungsrechtliche (und gegen den Staat gerichtete) Grenzen eingeschränkt wer-
den. Gegenüber dem privaten Sektor bleibt dem Einzelnen daher nach ständiger 
Rechtsprechung des Supreme Court ein verfassungsrechtlicher Schutz regelmä-
ßig versagt, „egal wie diskriminierend oder unrechtmäßig" das private Verhalten 
auch sein mag.19 Die Rechtsprechung hält an der state action doctrine selbst in sol-
chen Fällen strikt fest, in denen der Verletzte mangels anderweitiger gesetzlicher 
Grundlage im Ergebnis völlig ohne rechtlichen Schutz bleibt. Konsequenz ist, 
dass in zahlreichen Fällen einer Diskriminierung wegen Alter, Geschlecht, Rasse 
oder Religion die Klagen der Betroffenen abgewiesen wurden, weil diese sich nur 
auf eine Verletzung ihrer Grundrechte berufen konnten, eine solche Verletzung 
aber aufgrund der state action doctrine nicht in Frage kam.20 

Ausnahme ist Art. I, § 1 der kalifornischen Verfassung, dessen privacy-Klausel 
von der Rechtsprechung dahingehend ausgelegt wird, dass sie auch den privaten 
Sektor erfasst.21 Ausschlaggebend hierfür ist die Erwägung, dass eine Gefährdung 
informationeller Selbstbestimmung gerade nicht nur von staatlicher, sondern 
ebenso auch von privater Seite her zu befürchten ist. Es ist dieselbe Erwägung, die 
auch im deutschen Datenschutzrecht für eine grundrechtlich begründete Schutz-
pflicht des Staates gegenüber privaten Eingriffen ausschlaggebend ist: 

„ C o m m o n experience w i th the ever- increasing use of c o m p u t e r s in c o n t e m p o r a r y society 
c o n f i r m s that the [privacy] a m e n d m e n t was needed and in tended to safeguard individual 
pr ivacy f r o m in t rus ion by b o t h pr ivate and governmenta l act ion. T h a t c o m m o n exper ience 
makes it on ly t o o evident that persona l pr ivacy is th rea tened by the i n f o r m a t i o n - g a t h e r i n g 
capabilit ies and activities no t jus t of g o v e r n m e n t , bu t of pr ivate business as well. If the right 
of pr ivacy is to exist as m o r e than a m e m o r y o r a d ream, the p o w e r of b o t h publ ic and pr i -
vate ins t i tu t ions to collect and preserve da ta abou t individual c i t izens mus t be subjec t to 
cons t i tu t iona l con t ro l . A n y expecta t ions of pr ivacy w o u l d indeed be i l lusory if on ly the 
gove rnmen t ' s col lect ion and re ten t ion of da ta were res t r ic ted ." 2 2 

19 Siehe Shelley v. Kraemer, 334 U.S. 1 ,13 (1948); Jackson v. Metropolitan Edison Co., 419 
U.S. 345, 349(1974). 

20 Zu den Entscheidungen, in denen Gerichte einen Schutz vor Diskriminierung aufgrund der 
state action doctrine ablehnten, gehören zum Beispiel Williams v. Howard Johnson 's Restaurant, 
268 F. 2d 845 (4th Cir. 1959) (Weigerung eines Restaurant, einen schwarzen Kunden zu bedie-
nen); Cook v. Advertiser Co., 323 F. Supp. 1212 (D. Ala. 1971), bestätigt durch 458 F. 2d 1119 (5th 
Cir. 1972) (Weigerung einer Zeitung, die Hochzeitsanzeige eines schwarzen Paares zu veröffent-
lichen); Cohen v. Illinois Inst, of Technology, 524 F. 2d 818 (7th Cir. 1975) (diskriminierende Be-
handlung einer Professorin durch eine private Universität). 

21 Siehe die Entscheidung des California Supreme Cour t in Hillv. National Collegiate Athle-
tic Assn., 865 P.2d 633,644 (Cal. 1994): „[T]he Privacy Initiative in Article I, Section 1 of the Cali-
fornia Const i tut ion creates a right of action against private as well as government entities". 

22 Wilkinson v. Times Mirror Corp., 215 Cal. App. 3d 1034, 1043 (Cal. App. 1 Dist. 1989). 
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